
suchungsaufsicht ist für unsere Staatsanwälte nichts 
Neues. Sie war bereits durch den Beschluß des Minister­
rats vom 27. März 1952 (MinBl. S. 35) zur Aufgabe des 
Staatsanwalts gemacht und durch die auf Grund dieses 
Beschlusses vom Generalstaatsanwalt erlassene Rund­
verfügung Nr. 8/52 vom 31. März 1952 nach Zweck, 
Zuständigkeit und Inhalt im einzelnen bestimmt 
worden. Die neue Strafprozeßordnung legt die der neuen 
Struktur unseres staatlichen Aufbaus entsprechende 
Zuständigkeit der Kreisstaatsanwälte, der Bezirks­
staatsanwälte und des Generaistaatsanwaits hinsicht­
lich der Untersuchungsauf sicht fest und stellt noch ein­
mal klar heraus, daß jeder übergeordnete Staatsanwalt 
die Tätigkeit des ihm unterstellten Staatsanwalts auf 
dem Geoiete der Aufsicht zu leiten und zu kontrollieren 
hat (§ 98). Neu ist, daß außer den regulären Untersu­
chungsorganen (den in Betracht kommenden Dienst­
stellen der Deutschen Volkspolizei, des Ministeriums 
für Staatssicherheit, der Zentralen Kommission für 
Staatliche Kontrolle und des Amts für Kontrolle des 
Warenverkehrs) auch andere staatliche Organe vom 
Staatsanwalt mit der Durchführung einer in ihren 
Arbeitsbereich fallenden strafrechtlichen Untersuchung 
beauftragt werden können (§ 99); eine solche Übertra­
gung der Untersuchung kann sich unter Umständen 
etwa auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes, der Abgaben­
planung, der Sozialversicherung, der Preisregelung oder 
des Außenhandels als zweckmäßig erweisen. Sehr zu 
begrüßen ist, daß die in der Rundverfügung Nr. 8/52 
fescgeiegte Pflicht des Staatsanwalts, Beschwerden über 
die Führung der Untersuchung nachzugehen und ge­
gebenenfalls für Abhilfe zu sorgen, im neuen Gesetz 
in der Weise geregelt ist, daß Beschuldigte, Zeugen oder 
Sachverständige das Recht haben, gegen jede sie betref­
fende Maßnahme eines Untersuuiungsorgans Be­
schwerde beim aufsichtführenden Staatsanwalt einzu­
legen, und daß der Staatsanwalt innerhalb von 5 Tagen 
über die Beschwerde zu entscheiden und, falls die Be­
schwerde begründet ist, dem Untersuchungsorgan ent­
sprechende Weisungen zu erteilen hat (§§ 100, 101).

Uber den G a n g  d e s  E r m i t t l u n g s v e r f a h ­
r e n s  und über den Umfang der Ermittlungen enthält 
das Gesetz im zweiten Abschnitt des dritten Kapitels 
(§§ 103 bis 113) klare und eingehende Vorschriften. 
Entsprechend dem im § 1 Abs. 2 der neuen Strafprozeß­
ordnung festgelegten Zwecue des Gesetzes und in An­
lehnung an den im § 17 des Staatsanwaltschaftsgesetzes 
fixierten Inhalt der staatsanwaltschaftlichen Ermitt­
lungstätigkeit bestimmt § 108 des Gesetzes, daß Staats­
anwalt und Untersuchungsorgan „die Umstände und 
Folgen der Tat, die Persönlichkeit des Täters und seine 
Beweggründe allseitig zu erforschen und alle belasten­
den und entlastenden Umstände aufzuklären“ haben.

Einen Fall gibt es, in dem schon das Untersuchungs­
organ von vornherein die Einleitung einer Untersu­
chung ablehnen kann: „ . . . wenn die Anzeige eine 
Übertretung betrifft und das Interesse des werktätigen 
Volkes die Strafverfolgung nicht erfordert“ (§ 105 
Abs. 1). Unsere Untersuchungsorgane und Staatsan­
wälte sollen nicht mit kleinsten und unbedeutendsten 
„Straffällen“ überlastet und dadurch ihren eigentlichen, 
großen Aufgaben entzogen werden. Erhält der Anzei­
gende vom Untersuchungsorgan den Bescheid über die 
Nichteinleitung der Untersuchung, dann kann er gegen 
diesen Bescheid Beschwerde beim Staatsanwalt führen 
(§ 105 Abs. 2), der, falls er die Auffassung des Unter­
suchungsorgans nicht teilt, Anweisung auf Einleitung 
der Untersuchung erteilen kann.

Entsprechend den Prinzipien der sozialistischen Ge­
setzlichkeit enthält das Gesetz sehr strenge und präzise 
Vorschriften über die im Ermittlungsverfahren zu be­
achtenden Formen und Fristen. Zum ersten Male in der 
Geschichte des deutschen Strafprozesses wird gesetz­
lich ausgesprochen, welche Umstände Anlaß zur Ein­
leitung einer Untersuchung geben können (§ 102) und 
in welcher Form ein Ermittlungsverfahren einzuleiten 
ist: Nach § 106 haben der Staatsanwalt oder der Leiter 
des Untersuchungsorgans, falls die Prüfung der schrift­
lichen oder zu Protokoll zu nehmenden mündlichen 
Anzeige (§ 103) oder des sonst zu ihrer Kenntnis gelang­
ten Sachverhalts ergibt, daß der Verdacht eines Ver­
brechens oder einer Übertretung („Vergehen“ wird es 
nach dem kommenden neuen Strafgesetz nicht mehr 
geben; vgl. dazu für die Übergangszeit § 4 des Einfüh­

rungsgesetzes zur StPO) besteht, durch schriftlich zu 
begründende Verfügung die Einleitung des Ermittlungs­
verfahrens anzuordnen; diese Verfügung muß dem 
Beschuldigten bei Beginn seiner ersten Vernehmung 
mitgeteilt und die Mitteilung im Protokoll vermerkt 
werden. So wird endlich Klarheit darüber geschaffen, 
von welchem Augenblick an ein „Verdächtiger“ zu 
einem „Beschuldigten“ wird, Klarheit auch darüber, 
von welchem Tage an die für das Ermittlungsverfahren 
geltenden, vom Generalstaatsanwalt zu bestimmenden 
Bearbeitungsfristen laufen (§ 107). Diese Bearbeitungs­
fristen sind für die im Ermittlungsverfahren tätig wer­
denden Organe nichts Neues. Ihre Einführung war 
bereits in dem Beschluß des Ministerrats vom 27. März 
1952 vorgesehen, und der Generalstaatsanwalt hatte 
durch die Rundverfügung Nr. 9/52 vom 31. März 1952 
sowohl für die Untersuchungsorgane als auch für die 
Staatsanwälte genaue Vorschriften über die Unter­
suchungsfristen und ihre etwaige Verlängerung ge­
geben. Das neue Gesetz schreibt im § 107 Abs. 1 vor, 
daß alle Ermittlungsverfahren innerhalb einer Höchst­
frist von drei Monaten abgeschlossen werden müssen, 
und daß dann, wenn Untersuchungshaft verhängt ist, 
das Verfahren besonders beschleunigt durchzuführen 
ist. Der § 107 Abs. 2 spricht den Grundsatz der gene­
rellen Fristbestimmung durch den Generalstaatsanwalt 
aus und sieht die Möglichkeit einer ausnahmsweisen 
Fristverlängerung durch den zuständigen Staatsanwalt 
vor. Die Bearbeitungsfristen, auf deren ständige Ab­
kürzung im Interesse der Beschleunigung des Verfah­
rens Gewicht gelegt werden muß, im einzelnen im 
Gesetz festzulegen, erschien unzweckmäßig; nur die 
für alle Arten des Ermittlungsverfahrens geltende 
Höchstfrist von drei Monaten und die Zulässigkeit ihrer 
ausnahmsweisen Verlängerung durch den General­
staatsanwalt sind gesetzlich bestimmt.

Strenge Vorschriften bestehen auch hinsichtlich der 
bei den einzelnen Ermittlungshandlungen zu wahren­
den Formen. Über jede Ermittlungshandlung muß ein 
Protokoll aufgenommen werden (§ 111). Das gilt für 
alle Vernehmungen ebenso wie für die Augenscheins­
einnahme, die heute im Ermittlungsverfahren nicht 
mehr eine „richterliche“ ist, sondern vom Staatsanwalt 
oder vom Untersuchungsorgan vorgenommen wird.

Die Vorschriften über die Vernehmung des Beschul­
digten, über seine Ladung, über die Vorführung im 
Falle des Ausbleibens und über die Vorführung ohne 
Ladung sind ebenfalls in dem Kapitel über das Ermitt­
lungsverfahren geregelt (§§ 109, 110). An die Stelle der 
„richterlichen Vernehmung“ im „Vorverfahren“ ist die 
Vernehmung durch den Staatsanwalt oder das Unter­
suchungsorgan getreten. Genaueste Beachtung fordern 
die Vorschriften des § 112, der im Abs. 1 für den Inhalt 
des Protokolls über die Vernehmung eines Beschuldig­
ten oder Zeugen durch den Staatsanwalt oder ein Un­
tersuchungsorgan in 9 Punkten zwingende Erforder­
nisse aufstellt und der im Abs. 2 vorschreibt, daß der 
Vernommene jede Seite des Protokolls und außerdem 
alle Veränderungen, Zusätze und Streichungen zu un­
terschreiben hat, während der Vernehmende das 
Protokoll unter Angabe seiner Dienststellung nur am 
Schluß unterschreiben muß (Abs. 3). Die strikte Inne­
haltung aller Vorschriften für die protokollarische 
Aufnahme der Aussagen von Beschuldigten und Zeugen 
ist deshalb so wichtig, weil im zukünftigen Strafprozeß 
solche Protokolle in der Hauptverhandlung eine völlig 
neue Bedeutung erlangen (vgl. §§ 207, 209)<

Es wurde bereits erwähnt, daß die Vorschriften, die 
für beide Phasen des Strafverfahrens — das gericht­
liche Verfahren und das Ermittlungsverfahren — glei­
chermaßen von Bedeutung sind, in der neuen Straf­
prozeßordnung in dem Kapitel über die „Allgemeinen 
Bestimmungen“ Aufnahme gefunden haben. Für den 
Staatsanwalt und für das Untersuchungsorgan kommen 
hier insbesondere die Vorschriften über „Zeugen“ in 
Betracht (§§ 41ff.) — mit Ausnahme der die Vereidi­
gung und Nichtvereidigung betreffenden Bestimmun­
gen (§§ 51 bis 55), weil es eine Vereidigung von Zeugen 
durch den Staatsanwalt nicht gibt (§ 51 Abs. 1) —, 
ferner die Vorschriften über „Sachverständige“ 
(§§ 59 ff.) und über „Dolmetscher“ (§§ 70 ff.), die Vor­
schriften des § 73 Abs. 1 Satz 2 über die Höhe der einem 
Zeugen oder Sachverständigen vom Staatsanwalt auf­
zuerlegenden Ordnungsstrafe (vgl. § 44 Abs. 3 und § 59)
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